DE

* Xk

EUROPAISCHE
KOMMISSION

*
*

Brissal, den 2.6.2014
COM(2014) 422 final

Empfehlung fur eine
EMPFEHLUNG DESRATES

zum nationalen Refor mprogramm Polens 2014

mit einer Stellungnahme des Rates zum K onver genzprogramm Polens 2014

{SWD(2014) 422 final}

DE



DE

Empfehlung fir eine
EMPFEHLUNG DESRATES

zum nationalen Refor mprogramm Polens 2014

mit einer Stellungnahme des Rates zum K onver genzpr ogramm Polens 2014

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 Uber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken', insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

auf Empfehlung der Européischen Kommission?,

unter Beriicksichtigung der EntschlieRungen des Europaischen Parlaments®,
unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Européischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses fir Sozial schutz,

nach Stellungnahme des A usschusses fir Wirtschaftspolitik,

in Erwégung nachstehender Griinde:

D Am 26. Méarz 2010 stimmte der Européische Rat dem Vorschlag der Kommission zu,
eine auf eine verstarkte Koordinierung der Wirtschaftspolitiken gestiitzte neue
Strategie fur Wachstum und Beschéftigung (,Europa 2020") auf den Weg zu
bringen, deren Schwerpunkt auf den Schlilisselbereichen liegt, in denen Mal3nahmen
notwendig sind, um Europas Potenzial fir nachhaltiges Wachstum und
Wettbewerbsfahigkeit zu steigern.

()] Am 13. Juli 2010 nahm der Rat auf der Grundlage der Kommissionsvorschlége eine
Empfehlung zu den Grundzigen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der
Union (2010 bis 2014) an und am 21. Oktober 2010 einen Beschluss Uber Leitlinien
fur beschéftigungspolitische Mal3nahmen der Mitgliedstaaten, die zusammen die
.integrierten Leitlinien* bilden. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, die
integrierten Leitlinien bei ihrer nationalen Wirtschafts- und Beschéftigungspolitik zu
berticksichtigen.

ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
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3 P7_TA(2014)0128 und P7_TA(2014)0129.
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Am 29. Juni 2012 beschlossen die Staats- und Regierungschefs einen , Pakt fir
Wachstum und Beschéftigung”, der einen kohérenten Rahmen fir Mal3nahmen auf
Ebene der Mitgliedstaaten, der EU und des Euro-Wahrungsgebiets unter Nutzung
aler verfigbaren Hebel, Instrumente und Politiken bildet. Sie beschlossen
Malinahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten, wobei insbesondere die feste
Entschlossenheit bekundet wurde, die Ziele der Strategie Europa2020 zu
verwirklichen und die l[anderspezifischen Empfehlungen umzusetzen.

Am 9. Juli 2013 nahm der Rat eine Empfehlung zum nationalen Reformprogramm
Polens fur 2013 an wund gab ene Stellungnahme zum aktualisierten
Konvergenzprogramm Polens fir die Jahre 2012 bis 2016 ab.

Am 13. November 2013 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht* an, mit
dem das Europdische Semester der wirtschaftspolitischen Koordinierung 2014
eingeleitet wurde. Am selben Tage nahm die Kommission auf der Grundlage der
Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 den Warnmechanismus-Bericht® an, worin Polen
nicht als einer der Mitgliedstaaten genannt wurde, fur die eine eingehende
Uberpriifung durchgefiihrt werden sollte.

Am 20. Dezember 2013 billigte der Europdische Rat die Prioritdten zur
Sicherstellung von Finanzstabilitat, Haushaltskonsolidierung und
wachstumsfreundlichen Malinahmen. Er betonte die Notwendigkeit, eine
differenzierte, wachstumsfreundliche Haushaltskonsolidierung in Angriff zu nehmen,
eine normale Kreditvergabe an die Wirtschaft wiederherzustellen, Wachstum und
Wettbewerbsfahigkeit zu fordern, die Arbeitd osigkeit zu bekéampfen und die sozialen
Folgen der Krise zu bewdltigen und die Verwaltungen zu modernisieren.

Polen Ubermittelte am 24. April 2014 sein nationales Reformprogramm 2014 und am
30. April 2014 sein Konvergenzprogramm 2014. Beide Programme wurden
gleichzeitig bewertet, um wechsel seitigen Zusammenhangen Rechnung zu tragen.

Ziel der im Konvergenzprogramm 2014 beschriebenen Haushaltsstrategie ist es, das
Defizit bis 2015 unter den im Vertrag vorgesehenen Referenzwert von 3 % des BIP
zu bringen und bis 2018 das mittelfristige Ziel zu erreichen. Das mittelfristige Ziel
(-1 % des BIP in struktureller Hinsicht) ist strenger als die Vorgabe im Stabilitdts-
und Wachstumspakt. Die im Konvergenzprogramm 2014 hinsichtlich  des
Gesamtdefizits genannten Ziele stehen im Einklang mit einer rechtzeitigen Korrektur
des Ubermaldigen Defizits. Die (neuberechnete) strukturelle Anpassung entspricht
zwar 2014 der Empfehlung des Rates im Rahmen des Verfahrens bel einem
uberméidigen Defizit, liegt aber 2015 unter der geforderten Verbesserung. In den
Jahren nach der geplanten Korrektur des Uberméaldigen Defizits ist der geplante
(neuberechnete) jahrliche Fortschritt bel der Anndherung an das mittelfristige Ziel
geringer as im Stabilitdtss und Wachstumspakt vorgesehen. Die im Programm
vorgegebenen Ziele entsprechen damit zum Teil den Anforderungen des Stabilitéts-
und Wachstumspakts. Der gesamtstaatliche Schuldenstand dirfte im gesamten
Programmzeitraum unter 60 % des BIP bleiben. Prognosen der polnischen Behorden
zufolge wird er hauptsachlich aufgrund einer umfangreichen einmaligen Ubertragung
von Pensionsfondsvermégen drastisch sinken (von 57,1 % des BIP im Jahr 2013 auf
495% im Jahr2014) und 2015 auf diesem Niveau bleiben. Das den
Haushaltsprojektionen des Programms zugrunde liegende makrodkonomische
Szenario ist fir 2014 plausibel und fir 2015 optimistisch, so dass von einem hoheren
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realen BIP-Wachstum von 3,8 % gegenuber 3,4% in der von der Kommission
erstellten Frihjahrsprognose 2014 ausgegangen wird. Nach Auffassung des Rates,
der sich auf seine Bewertung des Programms und die Prognose der Kommission
gemald der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates stiitzt, wird das Gesamtdefizit
Polens zwar voraussichtlich unter der vom Rat fur 2014 empfohlenen Obergrenze
bleiben, aber die Gefahr bestehen, dass 2015 das Ubermaliige Defizit nicht nachhaltig
korrigiert und danach vom angemessenen Anpassungspfad zum mittelfristigen Ziel
abgewichen wird.

Damit der Erfolg der Konsolidierungsstrategie gesichert wird, kommt es darauf an,
die Haushaltskonsolidierung durch umfassende Strukturreformen zu begleiten. Der
geringe Anteill wachstumsfordernder Ausgaben (for Bildung, Forschung und
Innovation) beeintrachtigt die langfristigen Wachstumsaussichten. Die Ausgaben im
Gesundheitswesen durften aufgrund einer aternden Gesellschaft mittel- bis
langfristig erheblich steigen. Als Beitrag zur Entlastung der offentlichen Finanzen
und zur Verbesserung des Zugangs zur Gesundheitsversorgung koénnten die
Grundversorgung und die Uberweisungssysteme ausgebaut und potenzielle
Steigerungen der Kosteneffizienz in der Krankenhausversorgung ausgeschopft
werden. Die unzureichende Einhaltung der Steuervorschriften ist weiterhin ein
Problem, das insbesondere mit der Effizienz der Steuerverwaltung und dem
Verwatungsaufwand fur Steuerzahler zusammenhangt. In Polen gibt es en
umfangreiches System erméalligter Mehrwertsteuersitze, das die grofdte aus der
Anwendung unterschiedlicher Sétze resultierende Einnahmenlicke in der EU
mitverursacht. Es bringt Einnahmeverluste und Mehrkosten bei Gewahrleistung der
Einhaltung der Steuervorschriften mit sich. Die Energiesteuern sind relativ niedrig.
In jungster Vergangenheit wurden  Schritte zur Verbesserung des
haushaltspolitischen Rahmens in Polen unternommen. Dieser wirde aber durch die
Einsetzung eines eigensténdigen unabhangigen Haushaltsrates verbessert, der fur Ex-
ante-Prifungen der Einhaltung der Haushaltsregeln, die Bewertung von
makrookonomischen und Haushaltsprognosen und die Analyse der langfristigen
Tragféhigkeit der 6ffentlichen Finanzen ebenso zustandig wére wie fir die Ex-post-
Bewertung der Einhaltung der Haushaltsregeln.

Die Jugendarbeitslosigkeit hat im Laufe des vergangenen Jahres stetig zugenommen,
was zum Teil darauf zurtickzufthren ist, dass Bildung und Ausbildung nach wie vor
dem Bedarf auf dem Arbeitsmarkt nicht ganz gerecht werden und der Anteil der
jungen Menschen, die sich weder in ener Schulausbildung noch in einem
Beschéftigungs- oder Ausbildungsverhdtnis befinden, wachst. Trotz anhaltender
Bemiihungen um eine Reform des Systems der beruflichen Aus- und Weiterbildung
gilt es, hochwertige Angebote im Bereich Lehrlingsausbildung und praxisorientiertes
Lernen noch zugénglicher zu machen, die Zusammenarbeit zwischen Schulen und
Arbeitgebern auszubauen und entsprechend den Zielen einer Jugendgarantie nicht
registrierte Jugendliche zu erreichen. Die Anpassung von Qualifikationen an die
Anforderungen des Arbeitsmarktes ist auch im Kontext des immer noch kaum in
Anspruch genommenen lebenslangen Lernens von besonderer Bedeutung, was vor
allem fur dltere Arbeitnehmer gilt, die fachlich haufig nicht mehr auf dem neuesten
Stand sind. Der nach wie vor segmentierte Arbeitsmarkt ist dadurch gepréagt, dass
befristete  Beschaftigungsverhdltnisse einschliefdlich  zivilrechtlicher Vertrége
vorherrschen. Junge Menschen sind besonders stark  von  befristeten
Beschéftigungsverhéltnissen betroffen. Als Argument fur befristete Arbeitsvertrége
wird oft angefiihrt, dass sie Arbeitslosen zum Einstieg ins Erwerbsleben und spéter
zu einem unbefristeten Vertrag verhelfen konnen; fur die meisten Betroffenen in
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Polen scheint das jedoch nicht zuzutreffen, da befristete Beschéftigungsverhaltnisse
nur selten in unbefristete umgewandelt werden, was sich in der Regel negativ auf die
Produktivitéat und die Qualifizierung der Beschéftigten auswirkt.

Die Erwerbsbeteiligung von Frauen ist weiterhin gering. Polen fordert mit mehreren
Maldnahmen die Beschédftigung von Frauen, wie etwa dem Ausbau der
frihkindlichen Betreuung (Kinderkrippen) und der Aufstockung der 6ffentlichen
Mittel for Kindergérten, damit Eltern ermutigt werden, ihre Kinder in vorschulischen
Einrichtungen anzumelden. Trotzdem wird nach wie vor besonders in landlichen
Gebieten kaum frihkindliche Betreuung angeboten und vorschulische Einrichtungen
sind nicht fur alle im selben MalRe zuganglich. Die Erwerbsbeteiligung alterer
Arbeitskréfte ist in Polen weiterhin gering. Die Mdglichkeiten fur die
Inanspruchnahme von  Vorruhestandsregelungen  wurden zwar  erheblich
eingeschrankt, aber es sind noch weitere Anstrengungen notig, um die
Beschéftigungsfahigkeit &lterer Arbeitnehmer zu verbessern und die effektive
Lebensarbeitszeit zu verléangern. Die Reform der besonderen Rentenregelungen fiir
Bergleute und Landwirte bleibt problematisch. Mit der Regelung fur Landwirte
(KRUS) werden Anreize fur Kleinlandwirte geschaffen, im Sektor zu verbleiben,
was zu versteckter Arbeitdosigkeit in landlichen Gebieten fihrt und die
Schattenwirtschaft begunstigt. Bergleute genief3en weiterhin Privilegien bei den
Rentenansprichen und den erforderlichen Mindestbeschaftigungszeiten. Beide
Rentensysteme behindern die branchentibergreifende und die réaumliche Mobilitét der
Arbeitskréfte.

Polen gehort als eines der EU-Lander, in denen die FUE-Ausgaben am niedrigsten
sind, bei den Indikatoren fir die Innovationskraft im weiteren Sinne zu den Landern,
die am schlechtesten abschneiden. Im Privatsektor sind die FUE-Ausgaben besonders
niedrig. Die niedrigen FUE-Ausgaben gehen mit einer geringen Forschungs- und
Entwicklungstétigkeit der Unternehmen und einem zu wenig
innovationsfreundlichen Geschédftsumfeld einher. Das risikoscheue polnische
Innovationsforderungssystem beruht vorwiegend auf Zuschissen, mit denen die
Ubernahme und der Transfer von Technologie geférdert werden, ohne dass dies
einen wesentlichen Einfluss auf echte Innovationen hétte. Die bestehenden
steuerlichen Anreize fuir FUuE leisten keinen wirksamen Beitrag zur Forderung
interner FUE im Privatsektor und werden nur von Grof3unternehmen genutzt.
Polnische Unternehmen haben sich bisher im Wesentlichen auf die Ubernahme von
Technologie beschrankt. Dies hat zwar fir Produktivitétssteigerungen und
Wirtschaftswachstum gesorgt, doch jetzt muss Polen auf ein grundstéandigeres,
innovationsbasiertes Modell umsteigen. Die Forderung der Innovationskapazitét
polnischer Unternehmen und der Kontakte zwischen Wissenschaft und Industrie
sowie die Entwicklung zielgerichteter, an den gesamten Innovationszyklus
angepasster I nstrumente stellen weiterhin eine Herausforderung dar.

In allen Bereichen der polnischen Wirtschaft lief3e sich durch Verbesserungen der
Energieeffizienz noch sehr viel fir das Wachstum und die Wettbewerbsfahigkeit und
eine geringere Energieabhangigkeit des Landes tun. Die inlandische
Energieerzeugungskapazitat ist zunehmend veraltet und das Stromnetz weiterhin
Uberlastet, zwel Projekte zum Ausbau der grenziberschreitenden Kapazitdten mit
benachbarten Mitgliedstaaten machen jedoch Fortschritte. Der Mangel an
Diversifizierung und Wettbewerb ist nach wie vor das Hauptproblem auf dem
Erdgasmarkt.
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Das Wachstum in Polen wird durch die rickstandige Verkehrs- und
Breitbandinfrastruktur immer noch enorm gehemmt. Vor allem in das marode
Schienennetz  muss viel investiert werden, damit der Eisenbahnsektor
wettbewerbsfahiger und das Verhdltnis zwischen Stral3en- und Schienenverkehr
ausgewogener wird. Von den insgesamt rund 20 000 km Eisenbahnlinien, die in
Betrieb sind, ist nur etwa ein Drittel in technisch gutem Zustand. Bei der
fristgerechten Fertigstellung von Eisenbahnprojekten gibt es nach wie vor
Schwierigkeiten. Die  Ressourceneffizienz  kann  durch ein  besseres
Abfallmanagement erhéht werden.

Die Durchsetzung von Vertrégen braucht in Polen viel Zeit und das Verfahren zur
Beantragung von Baugenehmigungen ist langwierig und aufwendig. Die mit der
Einhaltung der Steuervorschriften verbundenen Kosten sind hoch, was sich auf die
Rahmenbedingungen fur die Wirtschaft sehr negativ auswirkt. Bel der Umsetzung
einer ehrgeizigen Reform zur Erleichterung des Zugangs zu reglementierten Berufen
hat Polen erhebliche Fortschritte gemacht.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Polens umfassend analysiert. Sie hat das Konvergenzprogramm und das nationale
Reformprogramm bewertet. Dabel hat sie nicht nur deren Relevanz fir eine auf
Dauer tragfahige Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in Polen berlicksichtigt,
sondern angesichts der Notwendigkeit, die wirtschaftspolitische Steuerung der
Européischen Union insgesamt durch auf EU-Ebene entwickelte Vorgaben fur
kuinftige nationale Entscheidungen zu verstéarken, auch deren Ubereinstimmung mit
EU-Vorschriften und -Leitlinien beurteilt. 1hre Empfehlungen im Rahmen des
Européischen Semesters spiegeln sich in den nachstehenden Empfehlungen 1 bis 6
wider.

Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Konvergenzprogramm
Polens gepriift; seine Stellungnahme® hierzu spiegelt sich insbesondere in der
nachstehenden Empfehlung 1 wider —

EMPFIEHLT, dass Polen im Zeitraum von 2014 bis 2015

1.

mit einer strafferen Haushaltsstrategie das Uberméaldige Defizit bis 2015 nachhaltig
korrigiert, indem die in der Empfehlung des Rates im Rahmen des Verfahrens bel
einem Ubermaldigen Defizit genannten Anstrengungen zur strukturellen Anpassung
unternommen werden; nach der Korrektur des Uberméalligen Defizits eine jahrliche
strukturelle Anpassung um einen Richtwert von 0,5% des BIP verfolgt, bis das
mittelfristige Ziel erreicht ist; zwecks einer dauerhaften Korrektur der
Finanzungleichgewichte ehrgeizige Strukturreformen, die die Anpassungsféhigkeit
erhéhen und Wachstum und Beschéftigung fordern, glaubwirdig umsetzt; dabel
Kurzungen wachstumsfordernder Investitionen auf ein Mindestmald begrenzt, die
Soziapolitik gezielter ausrichtet sowie die Kostenwirksamkeit und Gesamteffizienz
der Ausgaben im Gesundheitswesen steigert, die Besteuerungsgrundlage verbreitert,
indem das Problem des umfassenden Systems ermalligter Mehrwertsteuersétze
angegangen wird, und die Einhaltung der Steuervorschriften verbessert, indem vor
dlem die Steuerverwatung effizienter gestaltet wird; einen unabhangigen
Haushaltsrat einsetzt;

Anstrengungen gegen die Jugendarbeitslosigkeit intensiviert, insbesondere durch
eine starkere Anpassung der Bildung an den Bedarf auf dem Arbeitsmarkt, den

Gemal3 Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates.
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Ausbau des Angebots an Ausbildungspldtzen und praxisorientiertem Lernen, starkere
Bemihungen, nicht registrierte Jugendliche zu erreichen, und eine engere
Zusammenarbeit zwischen Schulen und Arbeitgebern entsprechend den Zielen einer
Jugendgarantie; die Teilnahme Erwachsener am Iebenslangen Lernen fordert, damit
die vorhandenen Qualifikationen der Nachfrage besser entsprechen; durch
intensivere Bemihungen um eine leichtere Umstellung von befristeten auf
unbefristete Beschaftigungsverhdtnisse und durch die Eindammung zivilrechtlicher
Vertrége die Segmentierung des Arbeitsmarkts bekampft;

sich weiter fur eine Steigerung der Erwerbsbeteiligung von Frauen einsetzt,
insbesondere indem erneut Schritte zum Ausbau des Angebots an bezahlbarer,
hochwertiger Kinderbetreuung und vorschulischen Einrichtungen unternommen
werden und eine solide Finanzierung sichergestellt wird; Landwirte in das
allgemeine Rentensystem aufnimmt und dazu zunéchst die Schaffung eines Systems
zur Feststellung und Erfassung ihrer Einkommen beschleunigt; das besondere
Rentensystem fir Bergleute auslaufen lasst und sie in das allgemeine System
Ubernimmt; die algemeine Rentenreform auf verstdrkte Bemihungen um die
Forderung der Beschéftigungsfahigkeit alterer Arbeitnehmer aufbaut, um das
Renteneintrittsalter anzuheben;

mit steuerlichen Anreizen FUE im Privatsektor im Rahmen der Bemiihungen um eine
bessere VerknUpfung von Forschung, Innovation und Industriepolitik wirksamer
fordert und vorhandene Instrumente besser auf die verschiedenen Phasen des
Innovationszyklus ausrichtet;

die Energieerzeugungskapazitdten erneuert und ausbaut und die Effizienz in der
gesamten Energiekette steigert; den Ausbau der Stromnetze einschliefdlich
grenziberschreitender Verbindungen zu benachbarten Mitgliedstaaten beschleunigt
und den Gasverbund mit Litauen entwickelt; die wirksame Durchfihrung von
Investitionsvorhaben im Schienenverkehr ohne weitere Verzogerungen sicherstellt
und die Verwaltungskapazitéten in diesem Sektor verbessert; seine Anstrengungen
zur Optimierung der Breitbandversorgung forciert; das Abfallmanagement
verbessert;

weitere Schritte zur Verbesserung der Rahmenbedingungen fur die Wirtschaft
vornimmt, d. h. Vereinfachung der Durchsetzung von Vertrdgen und der fir
Baugenehmigungen geltenden Anforderungen; verstarkt Anstrengungen unternimmt,
um den mit der Einhaltung der Steuervorschriften verbundenen Kosten- und
Zeitaufwand fur Unternehmen zu verringern; die laufende Reform zur Erleichterung
des Zugangs zu regulierten Berufen abschliefit.

Geschehen zu Brussel am [ ... ]

Im Namen des Rates
Der Prasident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

